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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Shin Alexandre Koseki, doctorant canadien à l'EPFL, s'est penché sur les clivages
présents au sein de l'espace politique Suisse. Son analyse de réseau semble indiquer
que le Röstigraben aurait petit à petit été remplacé par un clivage ville-campagne, au
cours d'un processus qui a vu, depuis les années 1980, les avis de la Romandie, des
villes Suisses allemandes, du Tessin et de quelques régions grisonnes se rapprocher et
être en opposition marquée avec les banlieues et les campagnes d'outre Sarine. Le
chercheur de l'EPFL explique cette évolution par une Suisse marquée par plus de
"pendularité" et plus d'échanges entre les villes, amenant à la formation d'une grande
métropole traversant toute la Suisse. Cela l'amène à penser qu'une réflexion devrait
être menée sur le système de double majorité du peuple et des cantons qui tend à
sous-représenter les habitants des villes. 
D'une part, ce clivage peut s'apercevoir dans les résultats des différentes élections
ayant eu lieu en 2016 dans différentes villes suisses dans lesquels les partis de gauche
ont gagné en influence à l'image de Berne, Bâle, Saint-Gall et Lucerne. Au contraire,
l'UDC reste le parti le plus fort dans les régions campagnardes, ce qui peut en partie
s'expliquer par une très forte crainte – révélée par le Baromètre des préoccupations du
Crédit Suisse –  envers les étrangers au sein de cette population; un thème de
prédilection pour le parti agrarien. Quant à savoir pourquoi l'UDC n'a que peu de
succès en ville, son président, Albert Rösti, l'explique par la difficulté que son parti a à
trouver des candidats adéquats pour les exécutifs. 
Et d'autre part, ce clivage entre ville et campagne amène les villes à vouloir plus de
pouvoir, se sentant, comme noté par Shin Alexandre Koseki, sous-représentées dans le
système politique Suisse. En effet, depuis la constitution de la Suisse moderne en 1848,
une surreprésentation volontaire  des petits cantons de campagne existe par le biais du
conseil des Etats – une manière d'appliquer le principe de protection des minorités
après la défaite des cantons catholique lors de la guerre du Sonderbund. Déjà en 2010,
une initiative parlementaire demandait à ce que les villes de plus de 100'000 habitants
obtiennent le statut de demi-canton avec l'obtention d'un siège au Conseil des Etats;
une initiative parlementaire qui sera finalement largement rejetée. Cette demande
provient du fait que dans beaucoup de thématiques décidées à Berne, les zones
urbaines sont les premières touchées, comme dans les domaines de l'asile, du social ou
des transports. Et comme souligné par la députée socialiste Anita Fetz, la plus grande
part des impôts provient des villes. L'ancien maire de la ville de Berne, Alexander
Tschäppät propose, quant à lui, qu'une chambre des villes, analogue à la chambre des
cantons, soit créée avec les dix plus grandes villes afin de résoudre en partie le manque
d'influence que connaissent les grandes villes suisses. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.12.2016
KAREL ZIEHLI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Modernisierung der Aufsicht in
der 1. Säule und die Optimierung der Aufsicht in der 2. Säule. Die Kommission hatte
zuvor nur wenige Änderungen gegenüber der ständerätlichen Version geschaffen und
die Vorlage mit 18 zu 0 Stimmen bei 5 Enthaltungen gutgeheissen. Die
Kommissionssprecherinnen Céline Amaudruz (svp, GE) und Regine Sauter (fdp, ZH)
präsentierten dem Rat die Vorlage mit drei Aspekten im AHV- und einem Aspekt im
BVG-Bereich: die Schaffung einer modernen und risikoorientierten Aufsicht, die
Stärkung der Governance und der Verbesserung der Steuerung und Überwachung der
Informationssysteme in der AHV sowie die punktuellen Optimierungen der Aufsicht
über die 2. Säule. 
In einem ersten Block beschäftigte sich der Rat mit der 1. Säule: Hier diskutierte er
insbesondere über drei Minderheitsanträge. Eine Minderheit Rösti (svp, BE) setzte sich
mit dem Fall einer Auflösung einer Verbandsausgleichskasse auseinander. In diesem Fall
müssen andere Kassen die Rentenbeziehenden der aufgelösten Kasse übernehmen,
wofür sie eine Entschädigung erhalten. Um diese Entschädigung bezahlen zu können,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2022
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müssen die Ausgleichskassen jeweils Rückstellungen vornehmen. Bundesrat, Ständerat
und Kommissionsmehrheit beabsichtigten nun, subsidiär auch die Gründerverbände
der Ausgleichskassen für diese Entschädigungen aufkommen zu lassen – falls die
aufgelöste Ausgleichskasse zu wenige Rückstellungen getätigt hatte. Die Minderheit
Rösti wollte diese subsidiäre Zuständigkeit jedoch streichen, da sonst die Gefahr
bestehe, dass die Ausgleichskassen die Reservebildung zu wenig ernst nehmen würden.
Mit 131 zu 48 Stimmen fand dieser Vorschlag jedoch nur bei der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion und einem Mitglied der Mitte-Fraktion Zustimmung. 
Die anderen beiden Minderheiten beschäftigten sich mit den von den
Durchführungsstellen verwendeten Informationssystemen. Der Bundesrat hatte deren
Verwendung neu geregelt und wollte der Aufsichtsbehörde ermöglichen, den
Durchführungsstellen Mindestanforderungen an ihre Informationssysteme, etwa zum
Datenschutz, zu definieren. Diese Mindestanforderungen wollten der Ständerat sowie
die Kommissionsmehrheit streichen, während sie eine Minderheit Gysi (sp, SG),
unterstützt von Bundesrat Berset, beibehalten wollte. Für diese «sensible[n]
persönliche[n] Daten» brauche es Mindestanforderungen, betonte Barbara Gysi,
während sich Bundesrat Berset davon «une sorte d'uniformité minimale de
l'exécution» erhoffte. Kommissionssprecherin Sauter begründete die Ablehnung der
Kommissionsmehrheit gegenüber solchen Mindeststandards mit der Aufsichtsfunktion
der Aufsichtsbehörde: Mit der Definition von Mindestanforderungen würde sie ins
Operative eingreifen, was nicht ihre Aufgabe sei. Mit 98 zu 77 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
setzte sich die Kommissionsmehrheit durch. Eine weitere Minderheit Rösti wehrte sich
dagegen, dass der AHV-Ausgleichsfonds die Entwicklungs- und Betriebskosten der
Informationssysteme übernehmen soll. Konkret gehe es um die Frage, ob der Staat oder
die Durchführungsstellen für die Weiterentwicklung der Informatiksysteme zuständig
sein sollen. Letzteres sei vorzuziehen, da die Durchführungsstellen dann an einem
möglichst effizienten System interessiert seien – entsprechend würden sie die Kosten
der Informationssysteme als Verwaltungskosten verbuchen. Da es «um
[gesamtschweizerisch anwendbare] kassenübergreifende Informatikanwendungen»
gehe, solle der AHV-Ausgleichsfonds für deren Kosten aufkommen, betonte hingegen
die Kommissionsmehrheit. Mit 132 zu 47 Stimmen folgte der Nationalrat auch hier der
Mehrheit seiner Kommission. 

Auch im zweiten Block zur Optimierung der Aufsicht in der beruflichen Vorsorge gab
es zwei Punkte, die relativ ausführlich diskutiert wurden. Einerseits wurde die Frage der
Unabhängigkeit der kantonalen Aufsichtsbehörden besprochen. Der Bundesrat
erachtete diese als nicht gegeben, solange Mitglieder der Kantonsregierungen oder
-verwaltungen auch Einsitz in die Aufsichtsbehörden haben, und schlug daher ein
entsprechendes Einsitzverbot vor. Der Ständerat verneinte anschliessend eine solche
Problematik und strich die entsprechende Regelung. Die Mehrheit der SGK-NR schlug
nun quasi als Kompromiss vor, dass der Einsitz in die Aufsichtsbehörden nur
Mitgliedern desjenigen kantonalen Departements untersagt werden soll, das für die 2.
Säule zuständig ist. Bundesrat Berset erachtete diesen Vorschlag jedoch als in einer
Kollegialbehörde nicht praktikabel. Eine Minderheit I Sauter bevorzugte die
bundesrätliche Lösung, während eine Minderheit II Weichelt (al, ZG) die vorgeschlagene
Regelung um ein Verbot der Beteiligung von Branchenvertretenden ergänzen wollte. Ein
Ausschluss der Exekutivmitglieder, jedoch nicht der Branchenvertretenden sei
«ziemlich janusköpfig» und erfülle die Auflagen der Governance nicht, befand Manuela
Weichelt mit Verweis auf die zahlreichen Vertretenden von Unternehmen und
Stiftungen, die mit der Durchführung der beruflichen Vorsorge verbunden sind, in den
Aufsichtsbehörden. Wie bei der Oberaufsichtskommission «Berufliche Vorsorge»
brauche es auch für die kantonalen Aufsichtsbehörden eine gesetzliche Regelung. Nach
einigen Wirren und einer wiederholten Abstimmung setzte sich der Mehrheitsantrag
gegen die zwei Minderheiten durch.
Interessenkonflikte standen auch im Mittelpunkt des zweiten Diskussionspunkts zur
Aufsicht über die Pensionskassen: die Finanzierung der Vermittlertätigkeiten. Hierzu
hatte der Bundesrat nach der Vernehmlassung eine Regelung ergänzt, wonach er die
Vermittlungstätigkeit für über die Mindestleistungen hinausgehende
Pensionskassenleistungen mittels Verordnung regeln wollte. Damit beabsichtigte er,
Interessenkonflikte der Broker zu bekämpfen. Da nicht die Arbeitgebenden, sondern
die Pensionskassen die Broker bezahlten, hätten Letztere Anreize, diejenigen
Pensionskassen zu empfehlen, die ihnen am meisten Provisionen einbringen, ergänzte
Manuela Weichelt-Picard. Zudem werde für die Vermittlung Geld der Versicherten
ausgegeben, das für die Verzinsung der Guthaben eingesetzt werden könnte.
Entsprechend wollte sie mit einem Minderheitsantrag dem Bundesrat folgen. Regine
Sauter lehnte im Namen der Kommissionsmehrheit die Notwendigkeit einer solchen
Regelung ab – die Vermittlungsgebühren würden heute transparent ausgewiesen, die
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KMU könnten die Kosten auch selbst übernehmen. Zudem sei diese Frage nicht in der
Vernehmlassung diskutiert worden, werde stattdessen aber aktuell im Rahmen der
Revision des Versicherungsaufsichtsgesetzes behandelt. Die Kommissionsmehrheit
setzte sich in der Folge mit 119 zu 68 Stimmen gegen den Willen von SP, Grünen und
drei Personen der Mitte-Fraktion auch hier durch. 
Stillschweigend schuf der Nationalrat zudem einige weitere Differenzen zum Ständerat.
Unter anderem lehnte er es ab, im Rahmen dieser Revision die Möglichkeit für eine
elektronische Übermittlung von Entscheiden zu schaffen. Inhaltlich bestehe hier zwar
keine Differenz zum Ständerat, jedoch könne diese Frage nicht ausschliesslich für die
Ausgleichskassen geregelt werden, sondern müsse sich auf alle Sozialversicherungen
beziehen. Entsprechend wollte der Nationalrat eine Revision des
Verwaltungsverfahrensrechts, die bereits im Gange war, abwarten.
Trotz kleineren inhaltlichen Differenzen stiess die Vorlage insgesamt beim ganzen
Nationalrat auf Anklang: In der Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer die
Vorlage mit 186 zu 0 Stimmen einstimmig an. 2

1) Comment la Suisse est devenue une grande métropole; AZ, 7.6.16; 24H, 8.11.16; SO, 4.12.16
2) AB NR, 2022, S. 214 ff.; AB NR, 2022, S. 544 ff.; Medienmitteilung FK-NR vom 13.9.21
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